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Rohstoffvorhaben Hofwald: Keine UVP-Pflicht festgestellt 
Die Oö. Landesregierung hat mittels Bescheides festgestellt, dass für das geplante 
„Rohstoffvorhaben Hofwald“ in der Marktgemeinde Wolfsegg am Hausruck keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach dem UVP-G 2000 durchzuführen ist. 
 

Das Vorhaben der Englmair e.U. umfasst einen Lockergesteinsabbau mittels 
Trockenbaggerung auf einer Fläche von rund 4,9 Hektar. Zusätzlich sind die Errichtung einer 
Bergbaustraße sowie Rodungen im Ausmaß von rund 7,3 Hektar vorgesehen. Für den 
Abtransport des gewonnenen Materials sind laut Projektunterlagen maximal rund 2.400 Lkw-
Fahrten pro Jahr vorgesehen. Die Betriebszeiten sollen Montag bis Freitag von 6:00 bis 19:00 
Uhr liegen. 
 
Schwellenwerte für eine UVP nicht erreicht 
Die Landesregierung hat im Rahmen des Feststellungsverfahrens insbesondere die 
gesetzlichen Schwellenwerte für den Rohstoffabbau und die erforderlichen Rodungen 
geprüft. Für den Rohstoffabbau wäre in dem maßgeblichen Fall eine Fläche von mindestens 
10 Hektar, für Rodungen eine Fläche von mindestens 20 Hektar relevant. 
 

Mit 4,9 Hektar Abbaufläche und 7,3 Hektar Rodungsfläche werden diese Schwellenwerte nicht 
erreicht. Auch eine mögliche Zusammenrechnung mit anderen Vorhaben wurde geprüft. Die 
im räumlichen Zusammenhang befindliche ehemalige Schottergrube Kohlgrube wurde bereits 
im Juni 2016 eingestellt und liegt damit außerhalb des für die Prüfung maßgeblichen 
Zehnjahreszeitraums. Weitere relevante Rodungen wurden laut Bescheid nicht festgestellt. 
 

Die Behörde kam daher zum Ergebnis, dass auch die Voraussetzungen für eine weitergehende 
Einzelfallprüfung nach dem UVP-G 2000 nicht vorliegen. 
 
Die Gemeinde hat ihre Bedenken durch eine Stellungnahme zum Ausdruck 
gebracht 
Die Marktgemeinde Wolfsegg am Hausruck hat im Verfahren eine vertiefte Prüfung der 
möglichen Umweltauswirkungen gefordert. Dabei wurden insbesondere die zusätzlichen 
Verkehrsbewegungen, mögliche Lärm- und Staubbelastungen, Auswirkungen auf die Wohn- 
und Erholungsqualität sowie die Veränderung des Landschaftsbildes angesprochen. 
 

Darüber hinaus wies die Gemeinde auf die geplante Bergbaustraße, die geologische Situation 
des Hausruckwaldes sowie mögliche Auswirkungen auf die geologischen und 
hydrogeologischen Verhältnisse hin. Aus Sicht der Gemeinde sollten diese Aspekte im 
Interesse der Bevölkerung und einer transparenten Entscheidungsfindung umfassend 
betrachtet werden. 
 
Die Landesregierung stellt dazu fest, dass diese Fragen nicht Gegenstand der UVP-Feststellung 
sind, sondern in den jeweils erforderlichen nachfolgenden Genehmigungsverfahren zu 
behandeln sind. 
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Grundwasservorrangfläche wird thematisiert 
Besondere Bedeutung kommt auch dem Hinweis des wasserwirtschaftlichen Planungsorgans 
zu. Das geplante Vorhaben befindet sich innerhalb der projektierten 
Grundwasservorrangfläche „Zentraler Hausruck“. Diese dient dem Schutz von 
Grundwasservorkommen für mögliche zukünftige Wasserversorgungsanlagen der 
Gemeinden. 
 

Das wasserwirtschaftliche Planungsorgan empfiehlt daher, vor Durchführung eines 
Genehmigungsverfahrens abzuklären, ob im betreffenden Bereich bereits Planungen oder 
Untersuchungen für Wasserversorgungsanlagen oder Schutzgebiete bestehen. Dieser Aspekt 
soll im späteren Genehmigungsverfahren berücksichtigt werden. 
 
Keine Genehmigung des Projekts 
Die nunmehrige Feststellung der Landesregierung bedeutet nicht, dass das Rohstoffvorhaben 
damit genehmigt ist. Der Bescheid beantwortet ausschließlich die Frage, ob für das Vorhaben 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVP-G 2000 erforderlich ist. 
 

Für die tatsächliche Umsetzung des Vorhabens sind weiterhin die jeweils erforderlichen fach- 
und materienrechtlichen Bewilligungsverfahren durchzuführen. Dabei können insbesondere 
Fragen des Bergbau-, Naturschutz-, Wasser-, Verkehrs- und Umweltrechts eine Rolle spielen. 
 

Die Marktgemeinde Wolfsegg am Hausruck wird das Verfahren weiterhin aufmerksam 
verfolgen und sich für die Interessen der Gemeinde und ihrer Bevölkerung einsetzen. Über 
alle wesentlichen Entwicklungen werden die Bürgerinnen und Bürger regelmäßig über die 
Gemeindehomepage informiert. 
 
 
 


